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Vorwort
Birgit Hebein

Partizipation in Wien hat viele Gesichter: Das 
Spektrum reicht hier vom Einbringen einer 
Petition und deren Behandlung im Petitions-
ausschuss über Umgestaltungen im öffentli-
chen Raum, bei denen die AnrainerInnen als 
ExpertInnen den Bezirken und Planungsab-
teilungen zur Seite stehen, bis hin zum En-
gagement einzelner – oder vieler –, wie etwa 
am Beispiel der Lokalen-Agenda-Gruppen. Es 
reicht damit vom Rathaus über einzelne Plätze 
und Straßenzüge in den 23 Wiener Gemeinde
bezirken bis hin zu Gemeinschaftsgärten 
am Donaukanal oder Sprachcafés in Liesing.  
Der vorliegende Bericht bietet Einblick in zwei 
Bereiche möglicher Teilhabe: Den Petitions-
ausschuss der Stadt Wien sowie die Arbeit der 
Grätzloase / Lokale Agenda.

Dabei wird deutlich, dass die aktive Teilhabe der 
Bevölkerung auch in der ehemaligen Residenz
stadt Wien mittlerweile eine entscheidende 
Rolle spielt und im Alltag der WienerInnen an-
gekommen ist. Dies können wir nicht nur an 
den Einreichungen von Petitionen im Ausschuss 
erkennen und den z. T. leidenschaftlichen Plä-
doyers der hier geladenen BürgerInnen; ganz 
konkret können wir dies auch an den steigenden 
Einreichungen der Grätzloasen ablesen. Von 
Jahr zu Jahr zunehmend, gibt uns dieses wach-
sende Interesse an der sichtbaren Mitgestal-
tung des öffentlichen Raums Aufschluss über 
die Wünsche der Wiener Bevölkerung und ihre 
Identifikation mit der Stadt. Dabei handelt es 
sich bei den Grätzloasen bei Weitem nicht bloß 
um eine Form der zivilgesellschaftlichen Teil
habe an temporären Transformationsprozessen 
im Straßenraum – hier entsteht nachbarschaft-
liches Miteinander, hier wird Raum zur Begeg-
nung geschaffen und anhand einfacher Mittel 
eine Einladung an die Wiener Bevölkerung aus-
gesprochen, den Platz vor der Haustür zu nut-
zen. Es sind diese Orte und Momente der Be-
gegnung und des Austauschs, die unsere Stadt 
ausmachen und von denen wir zehren. 

Zugleich ist Stadt auch immer ein Aufeinan-
der-Zugehen – hier sollen und müssen viele 
Stimmen gehört werden. Daher ist es dringend 
notwendig, in unserer Stadt Prozesse der Mitge-
staltung und des gemeinschaftlichen Diskurses 
zu fördern – und zwar auf allen Ebenen. Um-
so mehr freut es mich, dass „Partizipation“ als 
einer von zwölf Zielbereichen der aktualisierten 
Smart City Wien Rahmenstrategie definiert 
wurde, die 2019 vom Gemeinderat verabschie-
det wurde.

Der Fahrplan für die kommenden Jahre ist damit 
klar: Wir brauchen mehr Austausch, mehr Be-
teiligung, mehr Diskurs. Ich freue mich, diesen 
Auftrag der Wiener Bevölkerung als Vizebürger-
meisterin und Stadträtin für Stadtentwicklung, 
Verkehr, Klimaschutz, Energieplanung und Bür-
gerInnenbeteiligung tagtäglich in meiner Ar-
beit umzusetzen und bin gespannt auf die Ver-
wandlung, die unsere Stadt in den kommenden 
Jahren weiter erleben wird. 

Birgit Hebein

Wiener Vizebürgermeisterin und  
amtsführende Stadträtin für Stadtentwicklung, 
Verkehr, Klimaschutz, Energieplanung und  
BürgerInnenbeteiligung

Vorsitzende des Wiener Petitionsausschusses und 
Vorsitzende des Vereins Lokale Agenda 21
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Vorwort
Josef Taucher

„Demokratie braucht Demokrat*innen.“ Ein 
Leitsatz, der einmal mehr unterstreicht, dass 
Demokratie nur dann erfolgreich bestehen kann, 
wenn Bürger*innen ein Höchstmaß an Selbst-
bestimmung und Verantwortung erhalten, um 
eigenbestimmt und unabhängig in der Gesell-
schaft handeln zu können. Der Mensch wird nicht 
als Demokrat geboren, sondern muss Demokratie 
erlernen. Dafür braucht es Werkzeuge, Orte und 
Instrumente, die Bürger*innen am politischen und 
gesellschaftlichen Diskurs teilhaben lassen. Die 
Wiener Stadtregierung bietet in diesem Zusam-
menhang eine Vielzahl an Formaten und Mög-
lichkeiten, um zu informieren und gemeinsame 
Sichtweisen und Räume für Austausch und Dia-
log – auf Augenhöhe – zu schaffen. Dazu gehören 
unter anderem auch die Bürger*innenlabore als 
Experimentierräume für Neues. 

Das Einbinden von Bürger*innen in Entschei-
dungsprozesse von Politik und Verwaltung 
schafft Nachvollziehbarkeit und damit gleich-
zeitig einen Perspektivenwechsel. Nur so kann 
es gelingen, Einsicht für unterschiedliche Inte-
ressen und Bedürfnisse zu entwickeln, Kompro-
misse und Lösungen zu finden und gemeinsam 
neue Ideen zu erarbeiten. Demokratie braucht 
eine aktive Zivilgesellschaft, die sich einbringt 
und artikuliert. Unsere Stadt kann sich nur 
dann bestmöglich entfalten, wenn wir auch die 
Menschen, die hier leben und ihre Stadt ken-
nen, bestmöglich einbinden. Dafür braucht es 
ein klares Bekenntnis der Politik, aber auch die 
Lust der Bürger*innen, die Instrumente, die ih-
nen zur Verfügung gestellt werden, tatsächlich 
zu nutzen. Getreu dem Motto „Der Weg ist das 
Ziel“ sind bei all den Prozessen die Wege zur 
Lösung wichtiger, als die Lösung selbst. Ideen, 
die miteinander im Dialog und Austausch erar-
beitet werden, führen letztlich zu einer gemein-
samen Lösung – und damit einem Ziel.

Aus den Bürger*innenbewegungen der 1970er 
und 1980er Jahre kennen wir den Begriff 

„Bottom-up-Beteiligung“ oder auch Graswurzel-
bewegung (auf Englisch grassroots movement) –  
also eine Bewegung, die von unten, aus der 
Basis der Bevölkerung, entsteht. Heute spreche 
ich persönlich lieber von Dialog auf Augenhöhe, 
weil Begriffe wie „Up“ (Oben) und „Down“ (Un-
ten) eine Hierarchie implizieren und gegen-
einander ausspielen. Beim Dialog am runden 
Tisch steht die Gleichwertigkeit der Perspekti-
ven und Meinungen im Vordergrund, sodass Lö-
sungen leichter gemeinsam gefunden werden. 
Ein Paradebeispiel ist hier die Lokale Agenda 
21. Seit über zwanzig Jahren steht sie für eine 
nachhaltige Entwicklung unserer Stadt durch 
Bürger*innenbeteiligung und zählt weit über 
hundert realisierte Projekte, wie Gemeinschafts-
gärten, Generationenparks, Jugendtreffs, weg-
begleitendes Spielen uvm. Wenn es um Projekte 
geht, die hoch konfliktär sind und übliche parti-
zipative Methoden nicht weiterführen, verlangt 
es manchmal auch nach direkten demokra
tischen Instrumenten wie einer Abstimmung, 
wo die Mehrheit die Entscheidung trifft. Schluss-
endlich liegt es jedoch stets in der Verantwor-
tung der gewählten Volksvertreter*innen, die 
passenden Instrumente für ein gelungenes 
Projekt und den sozialen Zusammenhalt einer 
modernen Stadtgesellschaft zur Verfügung zu 
stellen. 

Josef Taucher 

Vorsitzender des SPÖ Rathausklubs in Wien
 
Landtagsabgeordneter und Gemeinderat in 
Wien 
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Vorwort
Dirk Lange

Demokratische Gesellschaften profitieren von 
der aktiven Teilhabe einer möglichst großen 
Anzahl von Menschen. Mitbestimmungsrechte 
im Rahmen der repräsentativen Demokratie – 
also v.a. durch Wahlen – sind in vielen Ländern 
heute selbstverständlich, auch sie wurden aber 
hart erkämpft, große Bevölkerungsteile waren 
aufgrund von Einkommen, Geschlecht oder sozia-
lem Status lange vom Wahlrecht ausgeschlossen. 

Liberale Gesellschaften des 21. Jahrhunderts 
müssen auf neue Herausforderungen reagieren: 
Migration, ob aus der EU oder aus Drittstaaten, 
ist selbstverständlich geworden – oft führt das 
dazu, dass Menschen dort, wo sie den Großteil 
ihres Lebens verbringen, aufgrund ihrer Staats-
bürgerInnenschaft kaum Gelegenheit haben, 
mitzugestalten. Doch auch StaatsbürgerInnen 
wollen und sollen abseits von Wahlen Einfluss 
darauf nehmen können, wie sich ihr Lebens-
raum gestaltet, wer den öffentlichen Raum wie 
nutzen darf, wie mit Bildung, Kulturangebot 
oder historischem Erbe umgegangen wird. 

Markus Köck untersucht in der vorliegenden 
Studie zwei konkrete Umsetzungen neuer 
Wiener Beteiligungsformen. Seit 2013 haben 
alle in Wien gemeldeten Personen, unabhängig 
von ihrer StaatsbürgerInnenschaft, die Mög-
lichkeit, Petitionen einzubringen und zu unter-
stützen. Die international aktive Lokale Agen-
da 21, hervorgegangen aus Bemühungen der 
Vereinten Nationen um nachhaltige Entwick-
lung, ermöglicht noch niederschwelligere Par-
tizipation; die in der LA 21 organisierten Grup-
pen vertreten eine breite Palette an Anliegen. 
Dabei geht es aber nicht nur um das Erreichen 
bestimmter Ziele, sondern auch um den Lern-
prozess der Teilhabe – Markus Köck nennt die LA 
21 ein „Instrument der praktischen Politischen 
Bildung“. Die Studie spart auch Problemfelder 
der Beteiligungsprozesse nicht aus, etwa, dass 
gut gebildete, wohlhabende Menschen noch 
deutlich überrepräsentiert sind.  

Das Demokratiezentrum Wien beschäftigt sich 
bereits lange mit dem Thema Partizipation. 
Wissen um die eigenen Einflussmöglichkeiten 
und deren konkretes Erleben, das Experimentie-
ren mit demokratischen Entscheidungsprozes-
sen, sollten bereits in jungen Jahren ermöglicht 
werden. Politische Bildung kann wesentlich dazu 
beitragen, BürgerInnenbewusstsein zu stärken 
und Teilhabemöglichkeiten als grundlegenden 
Anspruch zu begreifen. Diese Möglichkeiten 
sind, wie Markus Köck zeigt, Änderungen unter-
worfen und müssen auf gesellschaftlichen Wan-
del reagieren. Das Working Paper soll als Res-
source dienen, sich anhand konkreter Beispiele 
mit den Perspektiven einer inklusiven, partizipa-
tiven Politikgestaltung zu beschäftigen.

Dirk Lange

Geschäftsführer und wissenschaftlicher Leiter 
des Demokratiezentrum Wien
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zentralen Wert der Demokratie. Der lateinische 
Begriff participatio setzt sich aus den Wörtern 
pars (Teil) und cipere (nehmen) zusammen (De 
Nève/Olteanu 2013: 13). Demokratie fußt in die-
sem Sinne auf aktiver bürgerlicher Teilhabe an 
politischen Entscheidungs- und Gestaltungs-
prozessen. Die Vorstellung eines rationalen Aus-
tauschs in Öffentlichkeiten, die eine möglichst 
konsensuale Entscheidungsfindung ermögli-
chen, ist ebenso zentral für TheoretikerInnen 
partizipativer Demokratie wie die gesellschaft-
lichen und individuellen demokratischen Lern-
prozesse, die politische Partizipationsprozesse 
ermöglichen (Schmidt 2008: 236f.). 

Das politische System Wiens kann als vorran-
gig repräsentativ parlamentarisch eingeordnet 
werden. Die Frage nach einer Öffnung und „de-
mokratischen“ Umgestaltung dieses Systems 
ist auch in Wien zentraler Bestandteil des po-
litischen Diskurses geworden (Hammer/Ritt 
2013). Generell ist anzunehmen, dass weite Tei-
le der Wiener Bevölkerung im Vergleich zu frü-
heren Jahrzehnten ein selbstbewussteres und 
anspruchsvolleres Demokratieverständnis ent-
wickelt haben, das durch einen fünfjährlichen 
Gang zur Gemeinderats-Wahlkabine nicht sa-
turiert wird. Trotz einer vergleichsweise gefes-
tigten politischen Position kann mit Blick auf 
sinkende Mitgliederzahlen und dem Erstarken 
anderer Parteien zudem davon ausgegangen 
werden, dass die SPÖ-geführte Stadtregierung 
nicht mehr die enorme politische Integrations-
kraft und Legitimität vergangener Hochzeiten 
ausstrahlt. Ein eminentes Problem für die Le-
gitimität des repräsentativen Regierens stellt 
zudem die steigende Anzahl von WienerInnen 
über 16 Jahren ohne österreichische Staatsbür-
gerschaft dar. Im Jahr 2017 waren, mit steigen-
der Tendenz, bereits 444 611 WienerInnen über 
16 Jahre und somit 28,1% dieser Altersgruppe 
nicht wahlberechtigt (wiengv.at 2018a). Dieses 
strukturelle Demokratiedefizit macht demo-
kratiepolitische Neuerungen in Richtung eines 
inklusiven politischen Systems mit sozialer In-

In den letzten Jahrzehnten wurde die demokra-
tische Legitimität repräsentativer parlamen-
tarischer Demokratiemodelle sowohl in wis-
senschaftlichen als auch in gesellschaftlichen 
Diskussionen zunehmend in Frage gestellt. 
Während sich diese Skepsis zum einen in sinken-
den Wahlbeteiligungen und dem rückläufigen 
Mobilisierungs- und Identifikationspotential 
von Parteien ausdrückt, stellen UnterstützerIn-
nen von Modellen direkter oder partizipativer 
Demokratie explizit in Frage, inwiefern politi-
sche Systeme, in denen die zentrale Rolle der 
BürgerInnen darin besteht, periodisch Vertrete-
rInnen zur Entscheidungsfindung und Gesell-
schaftsgestaltung zu delegieren, Demokratie im 
Wortsinn der „Volksherrschaft“ gerecht werden. 
Dementsprechend scheinen Forderungen nach 
einer größeren Teilhabe und Mitbestimmung 
von BürgerInnen immer mehr zum integralen 
Bestandteil öffentlicher Demokratiedebatten 
zu werden.

Im Gegensatz zum Modell repräsentativer De-
mokratie zeichnen sich Theorien direkter und 
partizipativer Demokratie dadurch aus, dass 
BürgerInnen eine unmittelbare politische Ent-
scheidungs- bzw. Gestaltungsrolle einnehmen 
sollen. Theorien direkter Demokratie sehen 
den Kern der Demokratie in der unveräußer-
lichen direkten politischen Entscheidungsge-
walt der BürgerInnen. Dementsprechend wird 
zumeist der Ausbau plebiszitärer Instrumente 
wie bspw. von Volksabstimmungen gefordert 
(Pelinka 1999). Neben Fragen der praktischen 
Umsetzbarkeit sehen KritikerInnen direktde-
mokratischer Konzeptionen die Gefahr, dass 
in plebiszitären Mehrheitssystemen die Rech-
te und Teilnahmechancen von Minderheiten 
potentiell stark durch Mehrheitsgruppen ge-
fährdet sind (ebd.). VertreterInnen partizipati-
ver Demokratietheorien verkürzen die Kritik an 
repräsentativen Politiksystemen nicht auf die 
mangelnde „Abstimmungsmacht“ der Bürge-
rInnen, sondern sehen die BürgerInnen-Betei-
ligung in politischen Gestaltungsprozessen als 

Einleitung
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TheoretikerInnen, dass der demokratische Par-
tizipationsbegriff durch Aufgriff von staatlicher 
Seite oftmals Gefahr läuft, verwässert bzw. aus-
gehöhlt zu werden (vgl. Fischer 2017). Im Folgen-
den sollen zwei institutionalisierte Formen der 
städtischen Teilhabe untersucht werden. Zum 
einen das Petitionswesen der Stadt Wien, das 
auf einem alten politischen Beteiligungskon-
zept basiert, aber in seiner aktuellen Instituti-
onalisierungsform erst seit 2013 besteht. Zum 
anderen die Lokale Agenda 21 Wien, ein innovati-
ves Partizipationsmodell, das allerdings in Wien 
2018 bereits sein 20-jähriges Jubiläum feierte.

tegrationskraft für Wien zu einer zentralen He-
rausforderung. 

Die Wiener Landesregierung bekennt sich in ih-
rem Regierungsübereinkommen 2015 und den 
Leitbildern zur Stadtentwicklung zum Ausbau 
demokratischer Beteiligungsmöglichkeiten und 
dem Ideal einer städtischen Beteiligungskul-
tur (Häupl/Vassilakou 2015; Magistratsabtei-
lung 18 2014a; Magistratsabteilung 18 2014b). 
Das ExpertInnenwissen der EinwohnerInnen 
soll genutzt, der soziale Zusammenhalt in der 
Stadt gefestigt und eine bessere Inklusion von 
Nicht-StaatsbürgerInnen gefördert werden. 
Laut Regierungserklärungen müsse zudem ge-
nerell das Verhältnis zwischen plebiszitärer und 
repräsentativer Demokratie überdacht und di-
rektdemokratische Werkzeuge weiterentwi-
ckelt werden. So soll es „künftig weniger ‚Oben-
Unten-Denken‘ und dafür mehr Dialog geben“ 
(Häupl/Vassilakou 2015). Auch in Rahmenstra-
tegien der städtischen Entwicklung wie bspw. 
der „Smart City Wien“ oder dem Stadtentwick-
lungsplan „STEP 2025“ wird klar gemacht, dass 
eine partizipative Stadtentwicklung mit größe-
rer BürgerInnenteilhabe als integraler Bestand-
teil der erfolgreichen Zukunft Wiens gesehen 
wird. Das Regierungsideal der governance, des 
flexiblen Steuerns und Regulierens von „mana-
genden“ Stadtinstitutionen unter enger Mit-
einbeziehung von BürgerInnen soll sukzessive 
implementiert werden (Magistratsabteilung 18 
2014a; Magistratsabteilung 18 2014b).

Wien hat innerhalb der letzten Jahrzehnte 
bereits einige direktdemokratische und par-
tizipative Möglichkeiten für seine BürgerIn-
nen etabliert. Unabhängig von klangvoller 
governance-Rhetorik bleibt allerdings ein kriti-
scher Bezug zu diesen neuen Beteiligungsfor-
men unabdingbar, um festzustellen, inwiefern 
neue Entscheidungs- und Beteiligungsplatt-
formen jenseits von Parlamenten BürgerInnen 
tatsächlich die Chancen zu effektiver Teilhabe 
bieten. So mahnen kritische AktivistInnen und 	 	
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Seit 2013 besteht für WienerInnen die Möglich-
keit, Forderungen, Anregungen oder Beschwer-
den in Angelegenheiten des Landes Wien und 
der Bezirke per Petition an den „Gemeinderats-
ausschuss Petitionen und BürgerInneninitia-
tiven“ zu richten. Damit wurde auf Gemeinde-
ebene eine institutionalisierte Petitionsform 
geschaffen, die bereits bestehende Möglichkei-
ten auf EU- sowie Bundesebene komplettiert.  

Petitionen als Demokratie-
Instrumente

Petitionen können generell als verschriftlichte 
Bitten oder Forderungen an politische Autoritä-
ten verstanden werden. Die Geschichte der Pe-
titionsform reicht bis ins pharaonische Ägypten 
zurück. Auch im europäischen Mittelalter oder 
zu Zeiten der Kolonialisierung Südamerikas 
spielten Petitionen als Bitten an monarchische 
und autokratische Herrscher eine wichtige Rol-
le für die Meinungsäußerung der Bevölkerung 
(Voss 2012: 1). Petitionen haben also eine globale 
Geschichte und sind keineswegs genuin an de-
mokratische politische Systeme gebunden. 

Trotz ihres geschichtlichen Ursprungs als 
Bittrecht nahmen Petitionen allerdings eine 
wichtige Rolle in der Entwicklung liberaler eu-
ropäischer Demokratien ein. Laut dem Sozialhis-
toriker Heerma van Voss waren Petitionen auf 
dem Weg zur Entwicklung parlamentarischer 
Demokratien eine zentrale Möglichkeit für die 
Bevölkerung, politische Meinungen und Forde-
rungen zu organisieren und auszudrücken. Um 
Forderungen Einfluss auf Gesetzgebung und 
Herrschaft zu verschaffen, wurde die Unter-
stützung für Petitionen oftmals auf der Straße 

  

Das Wiener Petitionswesen

mobilisiert und bei Petitionsübergaben auch 
in Massen demonstriert. Petitionen als Inst-
rumente, um dem „Volkswillen“ Nachdruck zu 
verleihen, fungierten somit als wichtige Kris-
tallisationspunkte für die Entwicklung liberaler 
BürgerInnenrechte wie bspw. der Versamm-
lungs- und Demonstrationsfreiheit. Nicht selten 
gingen sie Revolutionen voraus und wurden 
von nichtdemokratischen Herrschern ob ihres 
populären Mobilisierungspotentials verboten 
oder eingeschränkt. In demokratischen Verfas-
sungen wie der US-amerikanischen Bill of Rights 
oder der im Zuge der Französischen Revolu
tion 1789 formulierten Déclaration des Droits 
de l‘Homme et du Citoyen wurde das Petitieren 
schließlich als BürgerInnenrecht festgeschrie-
ben (ebd: 3ff.). Petitionen haben also durchaus 
eine bedeutungsvolle Geschichte als demokra-
tisches Instrument der Meinungsäußerung und 
Mitbestimmung.  

Auch heute gehören Petitionen zum Stan-
dardrepertoire der politischen Partizipation in 
demokratischen liberal-parlamentarischen Re-
gierungssystemen und können als Ergänzun-
gen zum repräsentativen Delegations- und Ent-
scheidungsfindungsprozess gesehen werden. 
Neben Wahlen gehören sie gar zu den meist 
genutzten demokratischen Partizipationsfor-
men (van Deth 2009: 149). In der österreichi-
schen Terminologie werden laut den Politik-
wissenschaftlerInnen Sieglinde Rosenberger 
und Jeremias Stadlmair Bürgerinitiativen und 
Petitionen – neben Volksabstimmungen, -befra-
gungen und -begehren – zu den Instrumenten  
direkter Demokratie gezählt. In Zusammenhang 
mit dieser Kategorisierung ist allerdings fest-
zuhalten, dass „BürgerInnen auch bei diesen 
Formen nur in Verbindung mit Akteuren und 
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Institutionen repräsentativer Politik über ein 
Gestaltungspotential verfügen“ (Rosenberger/
Stadlmair 2015: 248). 
                        
Der Beschluss des Wiener 
Petitionsgesetzes

Das „Gesetz über Petitionen in Wien“ wurde im 
Jänner 2013 im Wiener Landtag beschlossen. 
Vormals galt in Wien lediglich, dass sich Anwoh-
nerInnen innerhalb von öffentlichen Sprech-
stunden mündlich oder schriftlich an den/die 
BezirksvorsteherIn oder Mitglieder der Bezirks-
vorstehung mit Wünschen, Anregungen und 
Vorschlägen von grundsätzlicher Bedeutung 
für den Bezirk wenden konnten (Fegerl 2012: 15). 
Zudem bestand selbstverständlich bereits zuvor 
die potentielle Möglichkeit, über nicht-instituti-
onalisierte Kanäle, wie etwa Straßenpetitionen 
oder Online-Plattformen von NGOs, Petitionen 
an Wiener AmtsträgerInnen zu richten. Seit der 
Novellierung des Wiener Petitionsgesetzes ha-
ben in Wien hauptgemeldete Personen hinge-
gen die Möglichkeit, Anliegen, Vorschläge und 
Handlungsaufforderungen, die die Bezirks- und 
Landesebene betreffen, an eine formal instituti-
onalisierte, zentrale Petitionsplattform zu rich-
ten. Bei Erreichung von 500 Unterstützungser-
klärungen werden diese vom neu eingerichteten 
Wiener Petitionsausschuss behandelt.

Das neue Petitionsrecht fand in der Landtags-
debatte vom 7. Jänner 2013 von Seiten aller Par-
teien große Zustimmung und wurde einstim-
mig beschlossen. ÖVP und FPÖ bemängelten 
lediglich, dass sie bereits in vorherigen Jahren 
Forderungen nach der Institutionalisierung ei-
nes Wiener Petitionsrechts gestellt hatten. Die 
FPÖ ließ es sich zudem nicht nehmen, die Peti-
tionsmöglichkeit für Personen ohne österreichi-
sche Staatsbürgerschaft zu kritisieren. Generell 
herrschte allerdings große politische Einigkeit 
(Wiener Landtag 2013). Der Redner der SPÖ Kurt 
Stürzenbecher bekundete, „ein wirksames zu-
sätzliches Instrument für mehr, für noch mehr 
Bürgerbeteiligung und mehr Demokratie in 
Wien“ sei geschaffen worden, und im Vergleich 
zu historischen Petitionsrechten sei in Wien 
„das Petitionsrecht von einer ursprünglichen 
quasi Bitte von uns zu einem wirklich emanzi-
patorischen Recht der Mitbestimmung weiter-

entwickelt worden“ (ebd.: 23f.). Im Folgenden 
werden zunächst die formalen Anforderungen 
sowie der Ablauf der Petitionseinreichung und 
-behandlung erläutert. Anschließend sollen die 
thematischen Schwerpunkte der eingebrachten 
Petitionen sowie die Behandlung der Petitionen 
durch den Petitionsausschuss beleuchtet werden.   

Der Weg einer Wiener Petition – 
Einreichung und Behandlung

Jede in Wien hauptgemeldete Person über 16 
Jahre kann unabhängig von ihrer Staatsbürger-
schaft eine Petition einbringen. Ebenso können 
alle hauptgemeldeten WienerInnen über 16 
Jahre Petitionsanträge unterstützen. Unterstüt-
zungserklärungen können entweder händisch 
oder online abgegeben werden. Petitionslisten 
in Papierform werden nach Unterschriften-
sammlung bei der MA 62 (Wahlen und verschie-
dene Rechtsangelegenheiten) eingereicht, dort 
werden die Unterschriften anschließend mit 
dem Melderegister abgeglichen. Die vollstän-
dige Petition wird dann auf der online-Petiti-
onsplattform der Stadt Wien www.wien.gv.at/
petition/online veröffentlicht. Zudem ist eben-
so eine direkte, elektronische Einbringung von 
Petitionen auf der online-Plattform möglich. 
In diesem Fall wird die Unterzeichnung über 
Bürgerkarte oder digitale Signatur verifiziert. 
Allgemein sind Unterstützungserklärungen 
ein Jahr ab Einbringung einer Petition möglich 
(wien.gv.at 2018b). Bezüglich der Frage des Zu-
gangs zur Petitionsunterstützung beschränken 
händische Unterschriftenaktionen auf Straßen 
oder Plätzen den UnterstützerInnenkreis räum-
lich auf ein lokales Publikum. Online-Petitionen 
haben hingegen theoretisch eine weit grö-
ßere Reichweite. Allerdings können Hilfsmit-
tel wie digitale Signatur und/oder Bürgerkar-
te in der Praxis besonders für ältere oder nicht 
internetaffine Menschen durchaus auch eine 
signifikante Hürde darstellen. Zudem steht zu 
vermuten, dass nicht alle Wiener BürgerInnen 
mit der Online-Petitionsplattform vertraut sind. 

Unabhängig von händischer oder virtueller 
Unterstützungsform bleibt im Vergleich zu 
Gemeinderats- (österreichische Staatsbürge-
rInnen) und Bezirksvertretungswahlen (öster-

https://www.wien.gv.at/petition/online/
https://www.wien.gv.at/petition/online/
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reichische und EU-StaatsbürgerInnen) festzu-
halten, dass der potentielle Beteiligungskreis 
von Petitionen (hauptgemeldete Personen über 
16 Jahren unabhängig von Nationalität) einer 
weit größeren Gruppe die Möglichkeit der po-
litischen Beteiligung bietet. Eine vergleichbare 
Inklusivität politischer Beteiligungsinstrumente 
wird künftig für die wachsende, multinationale 
Stadt Wien ein wichtiges Kriterium für die Ge-
staltung und Innovation demokratischer Betei-
ligungsmöglichkeiten darstellen. 

Sobald eine Petition 500 gültige Signaturen er-
reicht hat und die Zuständigkeit der Gemeinde 
oder der Bezirke festgestellt wurde, wird die 
Petition an den Gemeinderatsausschuss 
Petitionen und BürgerInneninitiativen – „Peti
tionsausschuss“ genannt – zur Bearbeitung wei-
tergleitet. Der Wiener Petitionsausschuss setzt 
sich aus 19 GemeinderätInnen aller im Wiener 
Gemeinderat vertreten Fraktionen zusammen 
und tagt in der Regel fünfmal jährlich. Amtsfüh-
rende Stadträtin der Geschäftsgruppe Stadtent-
wicklung, Verkehr, Klimaschutz, Energieplanung 
und BürgerInnenbeteiligung ist Vizebürgermeis-
tern Birgit Hebein (Die Grünen), Vorsitzende ist 
Gemeinderätin Jennifer Kickert (Die Grünen). 
Entsprechend der Fraktionsstärke im Gemeinde-
rat ist die SPÖ mit acht, die FPÖ mit sechs, die 
Grünen mit drei sowie die ÖVP und NEOS mit je 
einer Vertreterin präsent (wiengv.at 2018c).

Nach Prüfung der formalen Zuständigkeit kann 
der Petitionsausschuss in der Behandlung der 
eingebrachten Petitionen folgende Schritte 
unternehmen: 

–	 EinbringerInnen können zu einer schriftlichen 
oder mündliche Erläuterung einladen werden

–	 Stellungnahmen weiterer Mitglieder der 
Stadtregierung sowie von weiteren betroffe
nen Personen oder Stellen, bspw. dem/der 
BezirksvorsteherIn, Mitgliedern der Bezirks-
vertretung, der Volksanwaltschaft oder der 
Umweltanwaltschaft können eingeholt 
werden. 

–	 Die Behandlung einer Petition kann begrün-

det abgelehnt werden, die Behandlung einer 
Petition kann begründet abgeschlossen 
werden. Dies kann mit oder ohne Erstellung 
von Empfehlungen über die weitere Vor
gehensweise bzgl. des Petitionsgegenstands 
an die betreffenden Organe der Stadt oder 
Bezirke geschehen. 

Nach Abschluss des Verfahrens werden alle 
Stellungnahmen und Empfehlungen auf der 
Petitionsplattform offen zugänglich gemacht. 
Nach Behandlung im Petitionsausschuss hat 
die amtsführende Stadträtin zudem die Petition 
gegenüber dem/der EinbringerIn zu beantwor-
ten und muss einmal jährlich dem Gemeinde-
rat über die Behandlung der abgeschlossenen 
Petitionen berichten (ris.bka.gv.at 2018). Zentral 
bleibt festzuhalten, dass der Petitionsausschuss 
kein Entscheidungs- sondern ein konsultatives 
Organ darstellt und daher auch keine eigen-
ständige Entscheidungsbefugnis bzgl. der Peti-
tionsgegenstände hat. 

ECKDATEN DER EINGEBRACHTEN 
PETITIONEN1  

Seit dem Start der Petitionsplattform im März 
2013 wurden bis April 2018 insgesamt 164 for-
mell zulässige Petitionen eingebracht. Von den 
145 bereits abgeschlossenen Petitionen2 erziel-
ten 98 (68%) min. 500 Unterstützungserklä-
rungen und wurden an den Petitionsausschuss 
weitergeleitet. Dementsprechend blieben hin-
gegen 47 (32%) der Petitionen unter dem Quo-
rum zur Behandlung durch den Petitionsaus-
schuss zurück.  

Petitionen werden sowohl von Einzelpersonen 
als auch von Bürgerinitiativen und anderen 
kollektiven Zusammenschlüssen erstellt und 
unterstützt. Zur gültigen Einreichung benö-
tigt jede Petition eine Person, die als ErstellerIn 
fungiert und die Petition offiziell namentlich 
einreicht. In diesem Zusammenhang fällt nach 
einer Gesamtschau der bis April 2018 einge-
brachten Petitionen auf, dass im kompletten 

1	 Alle folgenden Petitionsdaten wurden über die auf www.wien.gv.at/petition/online/ zugänglichen Informationen erhoben.
2	 Stand 1. Mai 2018.
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Eingabezeitraum lediglich 33 Petitionen von 
Frauen und dementsprechend 131 von Männern 
eingebracht wurden. Damit besteht bei der Pe-
titionseingabe ein Geschlechterverhältnis von 
20:80%. 
 
Petitionen können sich sowohl auf Angelegen-
heiten auf Gemeinde- als auch auf Bezirksebene 

beziehen. Anteilsmäßig bezogen sich bisher 
54 der 164 Petitionen auf die Gesamt-Wiener 
Gemeindeebene und 110 auf die Bezirksebene.3 
Abgeschlossene Petitionen mit Wien-weitem 
Bezug haben im Vergleich zu abgeschlosse-
nen bezirksbezogenen Petitionen eine deut-
lich geringere Erfolgsquote beim Erreichen von 
500 Unterstützungserklärungen. Tatsächlich 
verfehlten 59% (26 von 44) der Petitionen mit  
Bezug auf die Wiener Gemeindeebene die 
Hürde von 500 UnterstützerInnen. Der Groß-
teil der eingebrachten Petitionen (110 von 164) 
bezog sich auf Angelegenheiten, die konkret 
in einem oder mehreren wenigen Bezirken zu 
verorten sind. Von diesen scheiterten lediglich 
21% (21 von 101) der bisher abgeschlossenen 
Petitionen am Erreichen der Unterstützungs-
marke. Die Erfolgsquote der Petitionen scheint 
dementsprechend signifikant mit der Lokalität 
und Greifbarkeit ihrer Anliegen zu korrelieren. 
Hypothesen bzgl. dieser Beobachtung sind, dass 
lokalisierte, konkret greifbare Anliegen meist 
bessere Mobilisierungsstrukturen aufweisen, 
und die Motivation unmittelbar Betroffener in 
der Organisation und Bewerbung der Petitionen 
vergleichsweise hoch ist.
 
In Hinblick auf die Verteilung der Petitionen 
auf die Wiener Gemeindebezirke zeigt sich, 
dass einige Bezirke deutlich häufiger Gegen-
stand von Petitionen sind als andere. Wäh-
rend etwa Döbling, Leopoldstadt und Liesing 
gemeinsam (Teil-)Gegenstand von insgesamt 
38 Petitionen und somit 34,5% der Gesamt-
zahl aller bezirksbezogenen Petitionen waren, 
kommen Wieden, Simmering und Brigittenau 
gemeinsam lediglich auf 5 Petitionen und 
somit auf ca. 4,5 % der bezirksspezifischen 
Petitionen.  
 
Des Weiteren zeigt sich ein interessanter zeit
licher Trend bzgl. der Häufigkeit von Petitions-
eingaben: Wurden 2013 innerhalb der ersten 
zehn Monate der Petitionsplattform noch 44 
Petitionen eingegeben, waren es 2017 nur noch 
19. In den dazwischen liegenden Jahren ging die 
Häufigkeit der Petitionseingaben stetig zurück. 

3	 Zu diesen Petitionen werden auch jene gezählt, deren Gegenstand sich mittels Verkehrswegen sowie öffentlichem 
Raum über die Grenze zweier oder mehrerer Bezirke erstreckt. 

< 500 Unterstützungserklärungen
> 500 Unterstützungserklärungen
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THEMENGRUPPEN

Thematisch gesehen ergibt die Gesamtschau 
aller eingereichten Petitionen ein vielfältiges 
Bild, das den Metropolencharakter Wiens wi-
derspiegelt. Während einige Petitionen sehr 
klare Forderungen stellen („30er Zone am Vol-
kertplatz“, „Für den Erhalt der dermatologi-
schen Ambulanz [Haut- und Wundversorgung] 
im Wilhelminenspital“, „Für die Erhaltung des 
‚Café-Restaurant Schloss Cobenzl‘ in Grinzing“), 
äußern andere Petitionen weit breitere oder ab-
straktere Forderungen (z.B. „Stadtbilderhaltung 
Wien“, „Leerstand öffnen“, „Wien braucht mehr 
Demokratie“, „Donaucanale für Alle“ etc.). Vie-
le Petitionen streifen daher mehrere Themen-
gebiete der öffentlichen Verwaltung. Jedoch 
kristallisieren sich recht deutlich einige thema-
tische Schwerpunktfelder heraus, die hier über-
blickhaft skizziert werden sollen.  

Der mit Abstand größte Teil der eingegebenen 
Petitionen befasst sich mit Bauprojekten bzw. 
der baulichen Bezirksgestaltung. Diese Katego-
rie kann wiederum in zwei Subfelder unterteilt 
werden. 

Erstens: Petitionen, die sich explizit gegen Bau
projekte, Umwidmungen des Flächenwidmungs
plans und Ähnliches stellen. In diesem Zusam
menhang wird meist argumentiert, dass 
Bauprojekte drohen, das Bezirksbild und/oder 
die Lebensqualität der bisherigen AnwohnerIn-
nen massiv zu verschlechtern. Oftmals werden 
geplante und besonders bereits genehmigte 
Bauprojekte, vor allem solche der Stadt Wien, im 
Petitionstext nicht pauschal abgelehnt. Es kann 
also nicht von klassischen „NIMBY“ (not in my 
backyard) Mobilisierungen gesprochen werden, 
die aus Eigeninteressen unliebsame Baupro
jekte in ihrer Gegend ablehnen. Vielmehr wer-
den, in weit divergierendem Ausmaß und Stärke 
des Petitionstons, zumeist Forderungen nach 
Reduzierung der Projektdimensionen und einer 
stärkeren Einbindung der AnwohnerInnen in 
die Projektplanung gestellt. 

Zweitens: Proteste gegen Abrissvorhaben und 
Forderungen nach Denkmalschutz bzw. Aus-
weitung der Schutzzonen für bestehende Bau-
substanz. Sie haben eine konservatorische 
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Grundrichtung, sorgen sich um die Erhaltung 
einzelner Gebäude und des Bezirks- oder Stadt-
bilds und wollen es gegenüber stadtpolitischen 
oder privaten Verwertungsinteressen mit Blick 
auf künftige (mögliche) Veränderungen vertei-
digen. Petitionen, die sich in diesem Themenge-
biet verorten lassen, werden auffallend oft von 
Bürgerinitiativen und ähnlichen Zusammen-
schlüssen erstellt und unterstützt und sind in 
der Regel bei der Erreichung der 500 Unterstüt-
zungserklärungen sehr erfolgreich. 

Die zweite Gruppe kann mit dem Schlagwort 
Verkehr umrissen werden. RadfahrerInnen sind 
oft mit Petitionen zu einer fahrradfreundliche-
ren Straßenführung und Stadtgestaltung ver-
treten. Zudem werden in diesem Themenbe-
reich häufig Sicherheitsverbesserungen oder 
Temporeduktionen im Straßenverkehr gefor-
dert. Auch ist das Thema öffentlicher Verkehr 
(bspw. U6, Linie 58, Straßenbahnführung) sowie 
das Thema Kurzparkzonen und Parkraumbe-
wirtschaftung immer wieder präsent. 

Ein weiteres Thema, das oft in Verbindung mit 
Bauprojekten und Verkehr steht, aber darüber 
hinaus reicht, sind Petitionen zur Bewahrung 
und/oder lebenswerten Gestaltung öffentli-
chen Raums. So werden von Petitionen vorwie-
gend Forderungen nach öffentlichen Garten-
flächen, der Attraktivierung von Straßen und 
Plätzen sowie der Erschließung oder Bewah-
rung von Naturflächen gestellt.  

Zudem beschäftigt die WienerInnen das Thema 
Bewahrung und/oder Verbesserung öffentli-
cher Einrichtungen und Services. Dies umfasst 
vorwiegend Forderungen bzgl. der Verbesse-
rung von Betreuungsverhältnissen in Schulen 
u.Ä., aber auch nach neuen, innovativen öffent-
lichen Services wie e-government, Elektroauto-
anschlüssen oder nach mehr Transparenz und 
Zugänglichkeit der Politik. 

Abschließend kann ein separater Forderungs-
cluster, der sich mit Verboten sowie Re-/Deregu-
lierungsaufforderungen zusammenfassen lässt, 
konstatiert werden. Einerseits lassen sich hier 
bspw. Forderungen nach rauch- oder alkohol-
freien öffentlichen Räumen sowie Abschaffung 
von Abgaben (z.B. Hundesteuer) verorten. Ande-

rerseits werden immer wieder, meist erfolglos, 
demagogische Petitionen, die anti-muslimische 
Denkmuster und Verbotsforderungen aufwei-
sen, von einigen wenigen rechtslibertären, poli-
tisch marginalisierten Personen eingereicht.

BEHANDLUNG DURCH DEN 
PETITIONSAUSSCHUSS 

Trotz der politischen Zustimmung, die die Etab
lierung des Petitionsausschusses begleitete 
und das neue Petitionswesen als Ausbau direk-
ter Demokratie bzw. als emanzipatorisches Mit-
bestimmungsrecht bewarb, bleibt zunächst er-
neut festzuhalten, dass der Petitionsausschuss 
kein Entscheidungs-, sondern ein konsultatives 
Gremium darstellt. Der Abschluss der Behand-
lung einer Petition wird einseitig durch den 
Petitionsausschuss, ohne Mitbestimmung der 
PetitionseinbringerInnen, begründet und voll-
zogen. Im Vordergrund stehen in der Praxis die 
Möglichkeit für BürgerInnen, ihren Willen aus-
zudrücken, also die (potentielle) Beteiligung an 
der städtischen, politischen Willensbildung, so-
wie die Verhandlung von Interessen. Somit hat 
das Verfassen von Petitionen meist eher „Voice“, 
also Willensausdrucksfunktion, als „Exit“-Funk-
tion bzw. direkte Entscheidungsfunktion (vgl. 
van Deth 2009: 148).   

Der Petitionsausschuss ist, wie erwähnt, pari-
tätisch von VertreterInnen des Gemeinderats 
besetzt. Das bietet einerseits den Vorteil, dass 
die vom Petitionsausschuss an amtsführende 
StadträtInnen und andere Stellen ausgespro-
chenen Empfehlungen ein gewisses politisches 
Gewicht haben, andererseits werden selten An-
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wurde an die TrägerInnen der Unterkunft die 
Empfehlung ausgesprochen, diese nur solange 
wie nötig befristet zu nutzen sowie den positi-
ven Austausch mit den AnrainerInnen aufrecht-
zuerhalten. In diesem Fall wurde die Plattform, 
die der Petitionsausschuss bietet, exemplarisch 
genutzt, um städtische Konflikte durch Erläu-
terung der Sachlage zu entschärfen. Zudem 
wurden – und auch dieser Vorgang findet sich 
häufig in der Beendigung von Petitionen – die 
zuständigen Verwaltungs- und Bezirksstellen 
durch Empfehlungen darauf hingewiesen, die 
Belange der jeweiligen Petitionen in künftiges 
Verwaltungshandeln einfließen zu lassen und 
BürgerInnen verstärkt einzubinden (wien.gv.at 
2018d). 

Der beschriebene Ablauf kann aber sicherlich 
nicht für die Behandlung aller Petitionen in glei-
chem Maße postuliert werden. Wie mit zwei 
Beispielen im Folgenden veranschaulicht wer-
den soll, können Petitionen durchaus über poli-
tisch geleiteten Austausch und Legitimierungs-
prozesse hinaus Wirksamkeit entfalten.

Die Petition „Kein Konsum alkoholischer Geträn-
ke auf öffentlichen Flächen des Pratersterns“ 
wurde mit dem Ziel der „Vermeidung weiterer 
alkoholbedingter Vergehen und Verbrechen so-
wie Gewaltexzesse“ im Jahr 2016 eingereicht 
(wien.gv.at 2018e). Während die meisten Petiti-
onen eher moderate mediale Aufmerksamkeit 
– bspw. via meinbezirk.at – auf sich ziehen, ent-
wickelte diese Petition eine starke öffentliche 
Resonanz. Dies war, neben schweren Gewalt- 
und Sexualverbrechen, wohl auch auf die Unter-
stützung der Petition durch die oppositionelle 
FPÖ zurückzuführen (ein ähnlicher Effekt kann 
bei der durch die ÖVP unterstützte Petition ge-
gen das Bauprojekt am Heumarkt beobachtet 
werden). 

Im Rahmen der Behandlung der Petition holte 
der Petitionsausschuss insgesamt acht Stel-
lungnahmen ein, und zwar von: der Stadträtin 
für Gesundheit, Soziales und Generationen; dem 
Stadtrat für Kultur, Wissenschaft und Sport; der 
Bezirksvorstehung des 2. Wiener Gemeindebe-
zirks (zweimal); den Wiener Linien; der Landes-
polizeidirektion Wien; der Wirtschaftskammer 
Wien sowie der Österreichischen Bundesbahn. 

träge zur Einholung von Stellungnahmen, zum 
Verfassen von Empfehlungen oder zum Ab-
schluss von Petitionen jenseits rot-grüner Aus-
schussunterstützung durchgesetzt. Somit be-
steht eine gewisse Tendenz, bisheriges Wiener 
Regierungshandeln zu bestätigen. 

Die zahlreichen Stellungnahmen, die von städti-
schen Polit- und VerwaltungsvertreterInnen ein-
geholt werden, scheinen oftmals dazu zu dienen, 
das bisherige politische und administrative Vor-
gehen mittels der Erläuterung juristischer und 
administrativer Rahmenbedingungen, der gene-
rellen Komplexität der Materie, bereits durchge-
führter BürgerInnenbeteiligungsmaßnahmen 
sowie politischer Imperative (bspw. steigendem 
Wohndruck) zu legitimieren. Auf diesem Weg 
wird oftmals gezeigt, inwiefern die Forderungen 
der Petition nicht umsetzbar sind oder aus Sicht 
des Petitionsausschusses und städtischer Ex-
pertInnen bereits im Wesentlichen angemessen 
berücksichtig wurden. Sollte noch städtischer 
Handlungsbedarf im Sinne der AntragstellerIn-
nen erkannt werden, werden oftmals „Empfeh-
lungen“ mit (bestenfalls) politischer, aber keiner 
rechtlichen Verbindlichkeit ausgesprochen. 

Der Petitionsausschuss erläutert und legiti-
miert also oftmals bereits erfolgtes oder ein-
geleitetes politisches und administratives Han-
deln. Er dient in Bezug auf PetitantInnen, wenn 
nicht unbedingt als Schule der partizipativen 
Demokratie, dann zumindest als Unterrichtung 
in Angelegenheiten politischer und administra-
tiver Stadtplanung. 

Ein dementsprechender Vorgang der Aufklärung 
und Legitimierung liegt bspw. in Beantwortung 
der Petition gegen die Flüchtlingsunterkunft in 
der Ziedlergasse 21 im 23. Bezirk (eingebracht 
2016) vor. Von Seiten der ErstellerInnen der Stel-
lungnahmen wurde die Gelegenheit genutzt, 
die „multiprofessionelle“ Arbeit der Stadt dar-
zustellen, die in der Petition postulierten Zu-
sammenhänge zwischen dem Flüchtlingsheim 
und Gewaltkriminalität zu widerlegen und auf 
die präventiv ergriffenen Sicherheitsmaßnah-
men hinzuweisen. Ebenso wurde die vorüberge-
hende Existenz der Großunterkünfte dargelegt 
und die soziale Verantwortung der Stadt Wien 
gegenüber Geflüchteten betont. Abschließend 
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Die Stellungnahmen ergaben eine Spaltung 
zwischen BefürworterInnen und GegnerInnen 
des Anliegens. Letztendlich wurden, in Har-
monie mit der bisherigen Linie der Stadtregie-
rung, zwei Empfehlungen ausgesprochen: die 
Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit, 
Soziales und Frauen wurde angehalten, „auf ab-
gestimmte ordnungs-, sozial- und gesundheits-
politische Maßnahmen zur sozialverträglichen 
Steuerung dieses Phänomens hinzuwirken“, 
und der Bezirksvorstehung des 2. Gemeindebe-
zirks wurde empfohlen, „die regelmäßigen Jour 
fixe mit den Organisationen und Unternehmen 
vor Ort fortzuführen und die Gremien der Be-
zirksvertretung über die Ergebnisse dieser Ge-
spräche auch weiterhin informiert zu halten“ 
(wien.gv.at 2018f). Sicherlich keine Ergebnisse 
im Sinne der UnterstützerInnen der Petition. 
Nachdem die Thematik letztendlich aber auch 
nach Abschluss der Petition politisch und medi-
al nicht zur Ruhe kam, wurde schließlich Ende 
April 2018 ein Alkoholverbot auf öffentlichen 
Plätzen am Praterstern eingeführt. Im Rückblick 
katalysierte die Petition politischen Druck und 
die Verankerung des Themas in der öffentlichen 
Debatte und trug somit maßgeblich zu diesem 
Ergebnis bei.   

Ein Petitionsanliegen, das auch ohne opposi-
tionelle Flankierung die Möglichkeit stadtpo-
litischer Einflussnahme und Themensetzung 
aufzeigt, ist die Petition „Für unsere schöne 
Josefstadt“. Diese wurde 2016 erstellt, nach-
dem ein historisches Haus in der Strozzigasse 
39 trotz Schutzzonen-Status von einer Immobi-
lienfirma kurz nach Erwerb dem Verfall preisge-
geben wurde, vermutlich um eine Abriss- und 
Neubaugenehmigung zu erlangen. Die Antrag-
stellerInnen forderten einen Schutz des Hauses 
und des Stadtbilds in Schutzzonen. Im Petitions-
ausschuss wurden Stellungnahmen von der Vi-
zebürgermeisterin und amtsführenden Stadträ-
tin für Stadtentwicklung, Verkehr, Klimaschutz, 
Energieplanung und BürgerInnenbeteiligung, 
dem Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadt-
erneuerung, der Bezirksvorstehung für den 8. 
Wiener Gemeindebezirk und dem Stadtrat für 
Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung ein-
geholt. Allgemein wurde dem Petitionsanliegen 
großes Verständnis entgegengebracht. Zudem 
wurde mittels der Stellungnahmen festge-

stellt, dass kaum ausreichende rechtliche und 
politische Mittel vorhanden waren, um gegen 
Immobilien-SpekulantInnen in Schutzzonen 
vorzugehen. In Folge wurde eine Empfehlung 
an den damaligen amtsführenden Stadtrat für 
Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und 
heutigen Bürgermeister Michael Ludwig aus-
gesprochen, in zukünftigen Novellierungen 
der Wiener Bauordnung auf eine Ausweitung 
des Schutzes vor Immobilienspekulation hin-
zuwirken. Zudem wurde eine Empfehlung an 
das Bundesdenkmalamt ausgesprochen, die 
Schutzwürdigkeit des Gebäudes Strozzigasse 
39 zu überprüfen, sowie eine Empfehlung an die 
MA 37 verfasst, Maßnahmen zum Schutz von 
Bausubstanz zu treffen (wien.gv.at 2018f). Das 
Thema der Petition sowie der öffentliche und 
politische Druck, der somit aufgebaut wurde, 
haben also zu einer politischen Themenset-
zung für künftiges Handeln der Stadtregierung 
geführt. Zudem erklärte sich besagte Immobi-
lienfirma in Folge bereit, städtische Subventi-
onsmittel zur Renovierung des Hauses in der 
Strozzigasse 39 abzurufen und Abrisspläne zu 
verwerfen (orf.at 2017). 

Auch wenn der Petitionsausschuss eher ein 
konsultatives, vermittelndes Gremium des Ge-
meinderats denn ein bürgerliches Mitentschei-
dungsorgan darstellt, zeigen die beiden letzt-
geschilderten Fälle, dass die öffentliche und 
politische Willensbildung durchaus über Peti-
tionen angestoßen werden kann. Die Instituti-
onalisierung der Petitionsmöglichkeit in Wien 
hat zusammenfassend gesagt sicherlich nicht 
zur Etablierung eines „emanzipativen Mitbe-
stimmungsrechts“ geführt, wie mitunter poli-
tisch angekündigt. Die einseitige Möglichkeit 
des Ausschusses, Petitionen nach eigenem Er-
messenspielraum abzuschließen, sowie seine 
institutionelle Gestaltung als konsultatives 
Organ, das paritätisch von Mitgliedern des 
Gemeinderats besetzt ist, stehen so einer In-
terpretationsmöglichkeit entgegen. Trotzdem 
haben die obengenannten Beispiele gezeigt, 
dass neben einer „Voice“- und Dialogfunktion 
zwischen Stadtpolitik, -verwaltung und Bürge-
rInnen auch Einfluss auf die öffentliche und po-
litische Meinung und somit die Stadtgestaltung 
genommen werden kann.  
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teilnehmende europäische Kommunen, die Um-
setzung der Ziele der Agenda 21 lokal zu verfol-
gen (Lokale Agenda 21 2018a). Inzwischen liefert 
die Agenda 2030 der Vereinten Nationen, im Spe
ziellen Ziel 11 der sustainable development goals 
(„Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, wider-
standsfähig und nachhaltig gestalten“ [United 
Nations 2015]) den konzeptionellen Rahmen der 
LA 21 Wien.

In Österreich wurden seit 1998 mehr als 500 
Lokale Agenda 21-Prozesse in Gemeinden, Be
zirken, Städten und Regionen durchgeführt 
(Bundesministerium für Nachhaltigkeit und 
Tourismus 2017). In Wien startete 1998 die ers-
te Lokale Agenda 21-Initiative im 9. Gemeinde-
bezirk Alsergrund als Pilotprojekt mit dem Ziel, 
gemeinsam mit BürgerInnen und Politik nach-
haltige Bezirks-Projekte zu entwickeln. Nachdem 
das Pilotprojekt auf viel Zustimmung gestoßen 
war, wurde in einem Gemeinderatsbeschluss 
2002 ein gesamtstädtisches LA 21-Modell be-
schlossen. In Folge wurde ein Lokale Agenda 
21-Organisationsmodell für Wien ausgearbeitet 
und der Trägerverein Lokale Agenda 21 Wien ge-
gründet. Anfang 2018 und damit im Jahr des 
zwanzigjährigen Bestehens in Wien war die LA 
21 mit Bezirksbüros in neun Bezirken aktiv (Land-
straße, Wieden, Neubau, Josefstadt, Alsergrund, 
Favoriten, Währing, Donaustadt, Liesing; vgl. 
Lokale Agenda 21 2018a). Inzwischen gibt es auch in 
der Inneren Stadt und in Margareten LA 21-Büros. 

Ziele der Lokalen Agenda 21 Wien 

Die LA 21 Wien strebt Stadtentwicklung im Sinne 
des Leitbildes der Nachhaltigkeit an. Eine öko
logische, soziale und ökonomisch ausgewogene 
Stadtentwicklung, mit gendersensibler, inklu-

Der Verein Lokale Agenda 21 Wien (LA 21) fördert 
BürgerInnenbeteilungsprozesse, die auf eine 
nachhaltige Stadtentwicklung abzielen. Bürge-
rInnen sollen als politische, stadtgestaltende 
AkteurInnen ermächtigt werden, indem ihre 
Lebenswirklichkeiten und Interessen durch die  
LA 21 als intermediäre Instanz mit politischen 
EntscheidungsträgerInnen und Verwaltungs-
instanzen verbunden werden (Diebäcker 2004: 
51ff.). Im Folgenden soll die Geschichte, Missi-
on und Organisationsstruktur der LA 21 Wien 
überblickshaft dargestellt werden. Ebenso wird, 
neben einem Abschnitt zur Beteiligungsmög-
lichkeit, ein thematischer Überblick über die LA 
21-Agendagruppen und die Initiative Grätzloase 
gegeben. 

Die Geschichte der Lokalen  
Agenda 21

Lokale Agenda 21-Prozesse sind global aktiv und 
gehen auf die Konferenz der Vereinten Nationen 
für Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992 in 
Rio de Janeiro zurück. Ausgehend von der Fest-
stellung, dass zunehmende Ungleichheit, Armut, 
Hunger, mangelnde Bildung sowie die Zerstö-
rung von Umweltsystemen die menschliche Zu-
kunft existentiell gefährden, wurde die Agenda 21 
als globales Aktionsprogramm der nachhaltigen 
Entwicklung (sustainable development) beschlos-
sen. Die Notwendigkeit der lokalen Umsetzung 
nachhaltiger Entwicklung wurde in Artikel 28 
„Kommunale Initiativen zur Unterstützung der 
Agenda 21“ festgehalten (United Nations 1992). 
In der 1994 erstellten Aalborg-Charta  („Char-
ta der Europäischen Städte und Gemeinden auf 
dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit“), die 1996 
vom damaligen Wiener Bürgermeister Michael 
Häupl unterschrieben wurde, verpflichteten sich 

Die Lokale Agenda 21 Wien
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siver Gestaltung soll „[ö]kologisches Gleichge-
wicht, soziale Gerechtigkeit und ökonomischen 
Wohlstand“ sichern (ebd.). Der Vielfalt der Ge-
sellschaft soll mit einer breiten Palette an Be-
teiligungsmethoden und Projekten Rechnung 
getragen werden. 

Laut der Geschäftsführerin der LA 21 Wien-
Geschäftsstelle, Andrea Binder-Zehetner, be-
findet sich die Umsetzungsebene des Ziels der 
nachhaltigen Entwicklung allerdings im Kern 
der LA 21-Mission. Auf Bezirksebene sollen Bür-
gerInnen als ExpertInnen im Zusammenspiel 
mit Politik und Verwaltung Projekte umsetzen. 
Dabei sollen neue Beteiligungskonzepte und 
Kommunikationsformen zwischen BürgerInnen, 
Politik und Verwaltung getestet, ausgearbeitet 
und ausgetauscht werden. Die LA 21 sieht sich 
hier in einer demokratiepolitischen Pionierrolle, 
als „Labor der Innovationen“. Im Vordergrund ste-
hen also nicht zwangsläufig die physisch sicht-
baren Ergebnisse der Stadtentwicklungsprojekte, 
sondern vielmehr aktivierende Lernprozesse des 
gemeinschaftlichen Handelns. 

Durch kommunale, demokratische Lernprozesse 
soll Schritt für Schritt eine Entwicklung in Rich-

tung einer demokratischen, städtischen Betei
ligungskultur in Gang gesetzt werden. Den Bür-
gerInnen soll ein Gefühl dafür vermittelt werden, 
dass ihnen als aktiven MitgestalterInnen die 
Stadt gehört. Zudem sollen laut Binder-Zehet-
ner BürgerInnen Kompetenzen im Umgang mit 
StadtpolitikerInnen und öffentlicher Verwal-
tung entwickeln sowie Planungs- und Dialog-
fähigkeit vermittelt bekommen. In Summe soll 
BürgerInnen sozusagen näher gebracht werden, 
wie sie Zugriff auf die Gestaltung „ihrer“ Stadt 
erlangen. Auf Seiten von Politik und Verwaltung 
soll ein Verständnis für und eine Gewöhnung an 
Beteiligungsprozesse erreicht werden, sodass 
die Anerkennung von sachlicher Expertise und 
der Legitimations-Mehrwert von BürgerInnen-
beteiligung in Amtsstuben Einzug hält. 

Zusammenfassend steht also neben dem subs-
tanziellen Gestaltungsrahmen der nachhaltigen 
Entwicklung die Idee professionell vermittelter, 
partizipativer Lernprozesse aller Beteiligten in 
der Stadtgestaltung im Vordergrund. Im Sinne 
eines partizipativen Demokratieansatzes lässt 
sich die LA 21 also als Instrument der prakti-
schen Politischen Bildung charakterisieren. 

ABC-Oase Spallartgasse, 2020 

Quelle: Katharina Kvasnicka
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ebene organisiert (entsprechend werden 50% 
des Budgets von der Stadt und 50% vom jeweili-
gen Bezirk übernommen). 

Der Vorstand des Vereins LA 21 Wien setzt sich aus 
GemeinderätInnen zusammen (drei SPÖ, zwei 
Grüne, eine ÖVP, eine FPÖ). Die amtsführende 
Stadträtin für Stadtentwicklung, Verkehr, Klima-
schutz, Energieplanung und BürgerInnenbeteili-
gung und Vizebürgermeisterin Birgit Hebein steht 
diesem siebenköpfigen Gremium vor (Stand No-
vember 2020). Der Vorstand ist das oberste Ent-
scheidungsorgan des Vereins und bestimmt „die 
inhaltlichen und finanziellen Rahmenbedingun-
gen der Vereinstätigkeit“ (Lokale Agenda 21 2018b). 

Das operative Geschäft der LA 21 wird von der 
zentralen Geschäftsstelle betreut. Diese ist aktu-
ell zum einen für die Programmlinie Grätzloase 
sowie für die Agendaprozesse in den Bezirken 
verantwortlich. Konkret fallen in den Bereich 
der operativen Steuerung eine Vielzahl von Auf-
gaben, unter anderem Finanzmanagement, 
Kooperation mit PartnerunternehmerInnen und 
Vereinen sowie Bezirksvorstehungen und Dienst-
stellen der Stadt Wien und die Organisation der 
Kommunikation zwischen den Agendabezirken. 

Die LA 21 verfolgt dabei einen good governance-
Ansatz, der sich vom klassischen top-down Re-
gierungshandeln (government) abgrenzt und 
stattdessen eine institutionell flexible Steue-
rung von Handlungen anstrebt (Lokale Agenda 
21 2018a). Es soll eine Balance zwischen Schwer-
punktsetzung und Leitungskompetenz seitens 
der LA 21, Stadtpolitik und Stadtverwaltung  
sowie Themenoffenheit und stärkerer Teilhabe 
der Bevölkerung erreicht werden. Es steht also 
keine Ermächtigung der BürgerInnen im Sinne 
einer selbstverwalteten direkten Demokratie im 
Vordergrund, sondern ein vermittelter partizipa-
tiver Lernprozess hin zu nachhaltiger, bürgerlicher 
Partizipation. Folglich ist das Ziel, repräsentative 
und administrative Entscheidungsstrukturen für 
gesteigerte BürgerInnen-Teilhabe zu öffnen und 
sie durch diese dann in der Stadtgestaltung sinn-
voll zu komplementieren. 

Organisationsstruktur 

Um das Wirken der LA 21 Wien zu verstehen, 
muss ihre komplexe organisatorische Mehr
ebenenstruktur in den Blick genommen wer-
den. Die LA 21 Wien ist auf Stadt- und Bezirks

20 Jahre Agenda Alsergrund, Juni 2018. In der Mitte die Mitarbeiterin des Demokratiezentrum Wien Lara Möller bei 
einer Diskussionsveranstaltung

Quelle: LA21 Wien
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Grundlage für einen Lokale Agenda 21-Prozess 
auf Bezirksebene ist ein mehrheitlicher Be-
schluss der Bezirksvertretung, der den Willen 
bekräftigt, einen LA 21-Prozess durchzuführen 
und anteilig zu finanzieren. Agendaprozesse auf 
Bezirksebene werden in der Trias von Bezirks
büros, Bezirks-Steuerungsgruppen und Agenda-
gruppen getragen (ebd.).  

Das operative Geschäft wird auf Bezirksebene 
von Bezirksbüros geleitet. Die Büros werden 
von professionellen Planungs-, Kommunika-
tions- und Consultingbüros betrieben. Mit or-
ganisatorischem Know-how und Ressourcen 
helfen sie BürgerInnen bei der Entwicklung und 
Umsetzung von Projekten. Zudem fungieren sie 
für BürgerInnen als Schaltstellen zu Bezirkspoli-
tik, Stadtverwaltung, dem LA 21-Verein und der 
Geschäftsstelle. Damit stellen sie sozusagen 
die lokale „Mobilisierungsinfrastruktur“ für 
BürgerInnen dar, die Agendagruppen im Bezirk 
umsetzen möchten. In ihrer Vernetzungsarbeit 
wenden die Bezirksbüros eine Vielzahl von Be-
teiligungsmethoden an, wie z.B. BürgerInnen
räte und Planungscharretten. Ein weiterer, 
wichtiger Teil ihrer Arbeit besteht im Aufgaben-
gebiet der Aktivierungsarbeit.

Jeder Agenda-Bezirk hat zudem eine Steue
rungsgruppe, die das Entscheidungs- und 
Lenkgremium des Bezirks darstellt. Die Steu-
erungsgruppen bestehen aus Bezirksvorste-
herIn, BezirksrätInnen, lokalen Agendagrup-
pen-VertreterInnen sowie einer Vertreterin der 
Geschäftsstelle und des lokalen Agendabüros. 
Die Steuerungsgruppen sollen als Austausch-
plattformen auf Augenhöhe für aktive Bürge-
rInnen und BezirkspolitikerInnen dienen und 
möglichst konsensuale Entscheidungen zur 
Lenkung der Bezirksagenden treffen.

Die wichtigste Gruppierung in dieser Multi
ebenen-Struktur sind die BürgerInnen. Sie sind 
die Zielgruppe der Veranstaltungen im Bezirk. 
Zudem sind es engagierte BürgerInnen, die 
Grätzloasen-Ideen entwickeln und mit Hilfe der 
LA 21-Geschäftsführung umsetzen, und länger-
fristig operierende Agendagruppen bilden, die 
vielfältige Anliegen der nachhaltigen Bezirksge-
staltung und Verbesserung der Lebensqualität 
antreiben. Agendagruppen sind laut LA 21 Wien, 

trotz Betreuung durch die lokalen Agendabüros, 
„Motor ihres Anliegens“ von der Entwicklung 
bis zur Umsetzung ihrer Ideen, „soweit sie 
nicht in den ‚Zuständigkeitsbereich‘ anderer 
AkteurInnen wie Verwaltung oder Politik fallen“ 
(Lokale Agenda 21 2007: 13). 

Die Findungsphase dieser Gruppen, die prinzi-
piell offen für die Mitarbeit aller Interessierten 
sind, wird zumeist von den lokalen Agendabüros 
durch vielfältige Aktivierungsmaßnahmen ge-
fördert und begleitet. Die finale Formierung 
einer Bezirks-Agendagruppe wird in der jewei-
ligen Bezirkssteuerungsgruppe beschlossen. 
Auch danach werden ihre Projekte und die Kon-
taktaufnahme mit BezirkspolitikerInnen und 
Stadtverwaltung unterstützt. Vor allem die 
Einsetzung von Bezirks-Agendagruppen zeigt 
die politische Steuerungsdimension der LA 21 
– zumal die Steuerungsgruppen anfangs ledig-
lich aus BezirksvorsteherIn, BezirksrätInnen und 
VertreterInnen der LA 21-Stellen bestehen. Im 
LA 21-Methodenhandbuch wird zudem davon 
abgeraten, Agendagruppen zu akzeptieren, die 
starkes Konfliktpotential bergen (ebd.: 14). Trotz 
breiter Aktivierungsbemühungen, von denen 
noch gesprochen werden soll, kann also von kei-
ner reinen bottom-up Mobilisierung städtischer 
Beteiligung gesprochen werden. 

Wer kann teilnehmen & Wer nimmt 
tatsächlich teil? 

Eine große theoretische Stärke des LA 21-Formats 
liegt in der Offenheit gegenüber allen Anwoh-
nerInnen, die unabhängig von Alter und Natio-
nalität eingeladen sind, in den Agendagruppen 
und Projekten aktiv zu werden und an Veran-
staltungen teilzunehmen. Tatsächlich leidet die 
LA 21 allerdings unter dem gleichen Problem 
wie viele andere Formen freiwilligen bürger
lichen Engagements: der „Selbstselektion“ der 
TeilnehmerInnen und daraus resultierenden 
sogenannten „Beteiligungslücken“. Dies bedeu-
tet, dass höher gebildete Personen der urbanen 
Mittelklasse in Organisation und Teilnahme 
freiwilliger Initiativen deutlich überrepräsen-
tiert sind, während Personen aus sozio-ökono-
misch schwächer gestellten Gruppierungen wie 
etwa Menschen mit geringer formaler Bildung, 
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alleinerziehende Frauen und manche Migran
tInnengruppen unterrepräsentiert bleiben 
(Klatt 2013). Gesellschaftliche Schieflagen der 
Teilhabe laufen also Gefahr, nicht aufgefangen, 
sondern reproduziert zu werden. 

Auch in Bezug auf die LA 21 Wien ist das geschil-
derte Phänomen bereits mehrfach festgestellt 
worden (Krucsay/Diebäcker 2004; Emrich 2013: 
55f.) und wird auch von der Geschäftsführerin 
Andrea Binder-Zehetner bestätigt. Der oft ange-
führte Anspruch partizipativer Entscheidungs- 
und Gestaltungsstrukturen, als demokratisches 
Korrektiv zu repräsentativen Institutionen zu 
wirken, wird durch eine solche Beteiligungs-
schieflage massiv untergraben. Allerdings ist sich 
die LA 21 dieser Problemlage durchaus bewusst 
und versucht aktiv gegenzusteuern. So setzt die 
LA 21 Wien, v.a. über die Bezirksbüros, möglichst 
niedrigschwellige „Aktivierungmaßnahmen“, 
um dem geschilderten Trend entgegenzuwirken. 
Laut Binder-Zehetner werden zunehmend öf-
fentliche Plätze, aber auch öffentliche Institutio-
nen wie bspw. Schulen oder Altenheime besucht 
und für niedrigschwellige Informations- und 
Aktivierungsangebote wie etwa Park-Picknicks, 
„Frühstück am Gehsteig“ u.Ä. genutzt.

Beispielsweise unternahm das Bezirksbüro 
der 2017 gestarteten Agenda Währing eine 
Vielzahl von Anstrengungen, um im Bezirk 
möglichst breit zu mobilisieren. So wurde ein 
Auftaktfest mitsamt „Pop-up-Werk-Stadt“ (ei-
ne attraktiv gestaltete Bezirks-Ideenschmiede 
mitsamt anschaulichem Magnet-Bezirksplan) 
veranstaltet. Die „Pop-up-Werk-Stadt“ tourte 
anschließend einige Wochen durch den Bezirk. 
Später wurden die AnwohnerInnen über eine 
Vielzahl von Kanälen zu einer Projektschmiede 
für mögliche Agendagruppen eingeladen, aber 
auch eine Online-Ideenplattform eingerichtet 
(Lokale Agenda 21 Währing 2017). Ein sozial-
arbeiterischer Ansatz, der eventuell effektiver 
marginalisierte Bezirksgruppen integrieren 
könnte, ist allerdings im aktuellen Budget und 
Betreuungskonzept kaum möglich (Emrich 
2013).

Die Agendagruppen 
in der Praxis 

Agendagruppen werden teilweise als eigen-
ständige Gruppen mit starkem Themenfokus 

Gemeinschaftsgarten in der Wiesen. 2019 vom Verein Train of Hope initiiert, unterstützt von der Agenda Liesing 

Quelle: LA21 Wien
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betrieben, können als Netzwerke für bestimmte 
Grätzl dienen oder als Kooperativprojekte mit 
anderen Institutionen zusammen umgesetzt 
werden. Laut der Vorsitzenden der LA 21-Ge-
schäftsstelle Binder-Zehetner werden inner-
halb der Agendagruppen und ihrer Projekte 
recht stark die Themen öffentlicher Raum und 
Verkehrsgestaltung bearbeitet. Das Thema Zu-
sammenleben und Nachbarschaft in Diversität 
tritt aber immer stärker in den Vordergrund. Von 
den drei Dimensionen der Nachhaltigkeit wer-
den am offensichtlichsten die ökologische und 
soziale Dimension thematisiert. Die ökonomi-
sche Dimension wird eher implizit bespielt, vor-
rangig durch die Beanspruchung öffentlichen 
Raums und die Behauptung von Lebensqualität 
gegenüber Verwertungsinteressen sowie über 
Sharing-Plattformen, Nahversorgungs- und 
Fairtrade-Initiativen. 

In den neun bereits 2018 aktiven Bezirken 
waren im selben Jahr 73 Agendagruppen aktiv. 
Die größte Anzahl von Agendagruppen fand 
sich im Bezirk Landstraße (14), gefolgt von der 
Donaustadt (10), dem Alsergrund und Wieden 
( je 9 Gruppen), Liesing (8), Josefstadt und 
Währing ( jeweils 7), Favoriten (6) und Neubau 
(3). Die Anzahl der Agendagruppen im Bezirk bie-
tet freilich keine Basis für eine Aussage über die 
organisierten Aktivitäten bzw. deren Intensität. 

Obwohl zahlreiche inhaltliche Überschneidun
gen in Zielsetzung und Wirkung bestehen, wird 
im Folgenden überblickshaft eine thematische 
Gruppierung der Agendagruppen vorgenommen.  

Etwa ein Drittel der Agendagruppen beschäf-
tigte sich mit dem Themengebiet Öffentlicher 
Raum:
 –	 zehn Gruppen bearbeiteten im weiten Sinne 

das Thema Mobilität wie bspw. Straßenver-
kehr und -führung, öffentliche Verkehrsmit-
tel und vor allem Radfahren. 

–	 zehn Gruppen betrieben Gemeinschafts
gärten oder Begrünungsinitiativen. 

–	 vier Gruppen beschäftigten sich mit der Be-
lebung und Attraktivierung von Parks oder 
Straßen.

Des Weiteren bestanden acht Grätzlgruppen, 
die sich konkret mit der Gestaltung und Planung 

ihrer Nachbarschaften auseinandersetzten.

Elf Gruppen widmeten sich sozialem Austausch 
und Diversität: 
–	 sieben beschäftigten sich im weiten Sinn 

mit dem Thema Integration bzw. Interkultu-
rellem/sprachlichem/religiösem Austausch. 

–	 bei vier Gruppen stand der intergeneratio-
nelle Austausch zwischen Alt und Jung im 
Vordergrund. 

Acht Gruppen beschäftigten sich mit gezielter 
Bewusstseinsbildung in ihrem Bezirk:  
–	 drei Gruppen versuchten, das Thema und die 

Praxis von Fairtrade-Konsum zu fördern. 
–	 drei Gruppen schufen via Stolpersteininitia-

tiven ein historisches Bewusstsein und eine 
lokale Erinnerungskultur für die Shoa.  

–	 zwei Gruppen versuchten, öffentliche Kunst 
und BürgerInnen im Bezirk in Kontakt zu 
bringen.  

Weitere sieben Gruppen beschäftigten sich 
vorrangig mit dem Thema Kinder in Form von 
Bildungsangeboten, Elterntreffs und der Gestal-
tung von Spielräumen. 

Sechs Gruppen widmeten sich den Themen 
kollektives Wirtschaften, Sharing bzw. Tauschen 
und lokalen Märkten (u.a. ist die Idee der Le-
bensmittelkooperative sehr beliebt).   

Die restlichen acht Agendagruppen lassen 
sich als Plattformen/Netzwerktypen charakte-
risieren, die entweder der Verknüpfung inter-
essierter BürgerInnen und/oder Vereinen des 
Gesamtbezirks dienen oder als Plattformen für 
spezifische Themen wie etwa ruhige Orte im 
Bezirk, mehr Bewegung im Freien etc. fungieren.

Grätzloasen 

Eine Initiative, die – von der zentralen Geschäfts-
stelle der LA 21 Wien geleitet und von BürgerInnen 
umgesetzt – relativ große Sichtbarkeit im Stadt-
bild genießt, ist die Grätzloasen-Programmlinie. 
Ausgangspunkt für Grätzloasen ist laut Website 
der LA 21 Wien eine „kreative Idee, die den öf-
fentlichen Raum belebt“ (graetzloase.at 2018).  
Die Aktionen sollen eine gemeinschaftliche 
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Nutzung anregen und das Zusammenleben im 
Grätzl auf einfallsreiche, nicht profitorientierte 
und zeitlich begrenzte Art fördern. Die Schwer-
punkte können im Gebiet Kultur, Natur, Freizeit 
oder Erholung liegen. Durch die Inanspruchnah-
me und Belebung des öffentlichen Raumes als 
Begegnungsraum diverser und aktiver BürgerIn-
nen soll ein Bewusstsein für öffentlichen Raum 
als zentrale Ressource lebenswerter Stadtteile 
geschaffen werden (ebd.). 

Unter öffentlichem Raum werden „städtische 
Räume im Freien, die für alle zugänglich sind 
und sich im öffentlichen Eigentum befinden“ 
(ebd.), verstanden. Ideen für Grätzloasen kön-
nen über ein Antragsformular von Einwohne-
rInnen, Vereinen, Schulen oder lokalen Unter-
nehmen eingereicht werden. Werden diese von 
der Auswahl-Jury der LA 21 berücksichtigt, kann 
die Idee von der LA 21 mit Öffentlichkeitsarbeit, 
Materialkosten, Beratung und Vernetzung mit 
politischen und administrativen Stellen unter-
stützt werden.

In der Praxis wandeln die Grätzloasen-Aktionen 
Park- oder Straßenraum, saisonal oder auch 
nur für einige wenige Stunden, in öffentliche 
Räume zum Verweilen oder für Veranstaltun-
gen um. Somit werden idealerweise öffentliche 
Begegnungsräume und nachbarschaftliche 

Verbindungen, sozusagen Mikro-Öffentlich-
keiten, im Grätzl geschaffen. Grätzloasen ent-
stehen sehr oft im Zusammenspiel mit dem 
Freiraum-Konzept der Stadt Wien, in dem bis 
zu zwei Parkplätze zu Aufenthaltsräumen um-
gestaltet werden können und mit sogenann-
ten „Parklets“ ausgestattet werden. Neben 
häufigen Ideen wie Begrünung oder „Garteln“ 
finden dort u.a. Kunstausstellungen, Konzer-
te, Handarbeitsworkshops für Kinder, gemein
same Nachbarschaftsfrühstücke und vieles 
mehr Platz. Abseits von der Parkraumumgestal-
tung werden innerhalb dieser Programmlinie 
aber auch öffentliche Plätze wie Parks, Straßen 
oder Gebäudemauern zu Orten von Grätzlfes-
ten, Bepflanzungs- und Ernteaktionen, City Golf, 
Gewürzmisch-, Märchen-, Zumba- oder Brot-
backworkshops (ebd.). 
 
Die soziale, nachbarschaftliche Dimension der 
Agenda 21 ist im Rahmen der Grätzloasen-Ini
tiativen evident. Etwas impliziter macht die 
Programmlinie aber auch eine wichtige ökono-
mische Dimension sichtbar, da die Beanspru-
chung und Einnahme von öffentlichem Raum 
eine zentrale Intervention gegen die neoliberale 
Privatisierung öffentlichen Eigentums zu Ver-
wertungszwecken darstellt und somit das Be-
wusstsein für gemeinschaftlichen, städtischen 
Besitz fördert. 

Kinderoase Treustraße, 2020

Quelle: LA21 Wien
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